
44

Wissenschaft & Umwelt

Interdisziplinär 12 |  2009

45

 
Auf großem Fuße
Eigennutzen auf Kosten des gemeinwohls 

Georg Schiller

Die anhaltende Ausweitung und Ausdünnung des 

Siedlungsbestandes zieht erhebliche negative Um-

weltwirkungen und enorme Folgekosten für die All-

gemeinheit nach sich. Obgleich Entscheidungen über 

die Ausweisung von Baugebieten und damit über die 

Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsflächen aus 

Sicht einzelner Akteure ökonomisch oft sehr rational 

getroffen werden, verknüpft sich die Vielzahl von 

Einzelentscheidungen insgesamt zu einer immer 

kostenintensiveren Siedlungsstruktur. Wie können 

für die beteiligten Akteure Anreize geschaffen 

werden, Infrastrukturkosten sparende Standort-

entscheidungen zu treffen? Dieser Beitrag versucht, 

Ursachen und Mechanismen des Wirkgefüges 

individueller Entscheidungen im Rahmen der Wohn-

baulandentwicklung zu strukturieren, um daraus 

Lösungsansätze zur Stärkung einer insgesamt 

kostengünstigeren und umweltschonenderen, auf 

den Siedlungsbestand gerichteten Siedlungspolitik 

zu formulieren.
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	In	den	zurückliegenden	Dekaden	war	die	Siedlungsent-
wicklung	Deutschlands	durch	eine	anhaltende	Auswei-
tung	und	Ausdünnung	des	Siedlungsbestandes	geprägt.	
Nahm	die	Einwohnerzahl	bis	zur	Jahrtausendwende	noch	
zu,	stehen	die	Zeichen	inzwischen	auf	Schrumpfung.	
Immer	weniger	Menschen	„konsumieren“	immer	mehr	
Fläche.	Dies	zieht	erhebliche	negative	Umweltwirkungen	
nach	sich.	Zudem	entstehen	enorme	Folgekosten	für	die	
Allgemeinheit	durch	die	Bereitstellung	und	Nutzung	von	
Infrastrukturen.	
	 Obgleich	Entscheidungen	über	die	Ausweisung	von	
Baugebieten	und	damit	über	die	Zunahme	der	Siedlungs-	
und	Verkehrsflächen	aus	Sicht	einzelner	Akteure	ökono-
misch	oft	sehr	rational	getroffen	werden,	verknüpft	sich	
die	Vielzahl	von	Einzelentscheidungen	insgesamt	zu	einer	
immer	kostenintensiveren	Siedlungsstruktur.	Aus	Sicht	
des	Gemeinwohls	stellt	sich	deshalb	die	Frage,	wie	diese	
Entwicklung	aufgehalten	und	umgelenkt	werden	kann.	
Wie	können	für	die	beteiligten	Akteure	Anreize	geschaffen	
werden,	Infrastrukturkosten	sparende	Standortentschei-
dungen	zu	treffen?
	 Antworten	auf	diese	Fragen	wurden	im	Forschungspro-
jekt	„Von	der	Außen-	zur	Innenentwicklung	von	Städten	
und	Gemeinden	–	Das	Kostenparadoxon	der	Baulandent-
wicklung“	gesucht,	das	im	Auftrag	des	deutschen	Um-
weltbundesamts	in	den	Jahren	2005	bis	2007	durchgeführt	
wurde.	Einige	dieser	Antworten	werden	im	Folgenden,	
fokussiert	auf	den	Bereich	Wohnen,	vorgestellt.1		

LIvINg LIKE LORDS. SELF-INTEREST aT THE COST OF 

COmmON HEaLTH

The permanent growth of low-density settlements has 

considerable negative effects on the environment and 

produces vast follow-up costs for the general public. 

Individual stakeholders attempt to make rational choices 

when they decide to develop building areas. In combi-

nation, however, all these individual decisions result in a 

highly cost-intensive settlement structure. What kind of 

incentives could induce these stakeholders to minimize 

infrastructural costs? This paper provides an overview of 

individual decision-making concerning settlement de-

velopment and offers solutions for a less expensive and 

environmentally sound settlement policy.
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lastungen.	Versiegelte	Flächen	und	zerschnittene	Räume	
lösen	zusammenhängende	Landschaftsteile	in	Einzelfrag-
mente	auf	und	reduzieren	die	Biotop-	und	Artenvielfalt.	Es	
kann	weniger	Regenwasser	versickern;	damit	verringert	
sich	die	Neubildung	von	Grundwasser	und	das	Hochwas-
serrisiko	steigt.	Böden	werden	verunreinigt,	verdichtet	und	
verändert.	Auch	Luft-	und	Klimahaushalt	werden	lokal	und	
regional	stark	beeinflusst.	Zudem	konkurriert	die	Nutzung	
„Siedlung	und	Verkehr“	mit	anderen	wirtschaftsbezogenen	
Nutzungen	wie	Landwirtschaft,	Forstwirtschaft,	Erholung	
und	erneuerbare	Energien.	Insbesondere	die	Landwirt-
schaft	ist	von	der	zunehmenden	Flächeninanspruchnahme	
für	Siedlungs-	und	Verkehrszwecke	betroffen,	und	zwar	
sowohl	in	quantitativer	als	auch	in	qualitativer	Hinsicht,	
da	meist	hochwertige	Böden	umgewandelt	werden	(dazu	
auch:	UBA	2003,	S.	93	f.).
	 Auch	aus	ökonomischer	Sicht	ist	die	Ausdehnung	der	
Siedlungsgebiete	äußerst	bedenklich.	Die	Einwohner	
haben	zunehmende	Erschließungs-	und	Verkehrsaufwen-
dungen	zu	leisten.	Jeder	Prozentpunkt	Siedlungsdichteab-

Siedlungsflächenkonsum in Deutschland und seine 
Konsequenzen

Betrachtet	man	die	Siedlungsausdehnung	im	Zeitverlauf,	
so	könnte	man	die	derzeitige	Situation	auf	dem	Bauland-
markt	in	der	Bundesrepublik	Deutschland	als	vergleichs-
weise	entspannt	bezeichnen	(siehe	auch	BBR	2004,	S.	1).	
Zwischen	1997	bis	2001	wurden	129	Hektar	–	vormals	
meist	land-	und	forstwirtschaftlich	genutzter	–	Flächen	zu	
Siedlungs-	und	Verkehrsflächen	umgewidmet.	Im	nachfol-
genden	Erhebungszeitraum	bis	2004	waren	es	115	Hektar	
pro	Tag,	im	Jahr	2003	lag	die	Marke	mit	93	Hektar	auf-
grund	konjunkturbedingter	Einbrüche	erstmals	unter	100	
(Statistisches	Bundesamt	2006b,	S.	1239,	BBR	2005,	
S.	2,	Bundesregierung	2004,	S.	197).	Entwarnung	kann	
aber	keinesfalls	gegeben	werden.	Immer	noch	findet	
Flächenausdehnung	auf	hohem	Niveau	statt.	So	weisen	
jüngste	Zahlen	eine	tägliche	Flächenumwidmung	in	Höhe	
von	106	Hektar	täglich	aus	(Statistisches	Bundesamt	2008).	
	 Die	Ausdehnung	der	Siedlungsflächen	hatte	einen	
deutlichen	Verlust	an	Siedlungsdichte	zur	Folge.	Alleine	
im	Zeitraum	von	1996	bis	2004	ging	diese	von	19,5	auf	18,1	
Einwohner	pro	Hektar	zurück,	und	dies	bei	insgesamt	
stabiler	Bevölkerungszahl2.	Das	bedeutet	eine	stetige	Zu-
nahme	des	Flächenkonsums	pro	Kopf.	Seit	1996	stieg	der	
Flächenkonsum	in	Deutschland	um	40	Quadratmeter	auf	
rund	550	Quadratmeter	pro	Kopf	im	Jahr	2005	an.	Auch	bei	
sehr	restriktiver	Flächenentwicklung	ist	davon	auszuge-
hen,	dass	diese	Tendenz	in	den	kommenden	Jahren	weiter	
anhält,	denn	die	Einwohnerzahlen	in	Deutschland	sind	
inzwischen	rückläufig,	was	höhere	Pro-Kopf-Zahlen	beim	
Flächenkonsum	zur	Folge	hat.	Folgt	man	den	vorliegenden	
Bevölkerungsvorausberechnungen	des	Statistischen	Bun-
desamtes,	so	werden	2050	nur	noch	69	bis	74	Millionen	
Einwohner	in	Deutschland	leben;	heute	sind	es	82	Millio-
nen	(Statistisches	Bundesamt	2006a,	S.	15).	
	 Aus	Umweltgesichtspunkten	ist	die	Entwicklung	des	
steigenden	Flächenkonsums	äußerst	kritisch	zu	beur-
teilen.	Mit	der	Umwandlung	der	Flächennutzung	werden	
wichtige	ökologische	Funktionen	von	Böden	und	Flächen	
eingeschränkt	oder	gehen	ganz	verloren.	Zu	nennen	wären	
hier	deren	Naturraumfunktion,	ihre	Produktionsfunk-
tion	sowie	ihre	Trägerfunktion.	Damit	sind	nicht	nur	
erhebliche	Beeinträchtigungen	von	Natur	und	Landschaft	
verbunden,	sondern	auch	vielfältige	indirekte	Umweltbe-
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Dem	stehen	nicht	selten	emotional	geprägte	Gewohnheits-
aspekte	sowie	Komfortaspekte	entgegen.	Der	mögliche	
Verkaufspreis	erscheint	angesichts	dessen	häufig	zu	ge-
ring.
	 Deutliche	Priorität	haben	finanzielle	Motive	bei	Eigen-
tümern	„Grüner-Wiese“-Flächen.	Die	private	Abschöp-
fung	zumindest	eines	Teiles	der	Wertsteigerung	aus	der	
Umwandlung	vormals	meist	landwirtschaftlich	genutzter	
Flächen	zu	Bauland	ist	finanziell	sehr	attraktiv.
	 Auch	bei	Entwicklern,	Finanzierern	sowie	den	Ver-	und	
Entsorgern	dominieren	finanzielle	Motive.	Für	Entwickler	
muss	das	Projekt	rentabel,	das	Projektrisiko	überschau-
bar	sein.	Dies	schließt	auch	den	zeitlichen	Ablauf	mit	ein.	
Kundenwünsche	(„Marktgängigkeit“)	sind	entscheidend.	
An	Standorten	mit	geringen	Bodenpreisen	können	häufig	
höhere	Gewinnspannen	realisiert	werden,	da	die	Boden-
preisersparnis	und	Skaleneffekte	nicht	im	vollen	Umfang	an	
den	Endverbraucher	weitergegeben	werden.	
	 Finanzierer	streben	ein	Optimum	zwischen	der	Gestal-
tung	eines	„attraktiven	Finanzierungsangebotes“	und	der	
Minimierung	des	Risikos	eines	Kreditausfalls	an.	Bei	der	
Bewertung	steht	die	Bonität	des	Kunden	noch	im	Vorder-
grund.	Zunehmend	werden	aber	auch	Standorte	nach	ihrer	
Wiederveräußerbarkeit	und	Werterhaltung	bewertet	und	in	
Form	von	Standortratings	mit	in	die	Bewertung	einbezogen.	
	 Alle	für	den	Ver-	und	Entsorger	entstehenden	Kosten	
müssen	durch	entsprechende	Einnahmen	(Baukostenzu-
schüsse,	Erschließungsbeiträge	sowie	allgemeine	Gebüh-
ren	und	Nutzungstarife)	gedeckt	werden.	Dies	ist	aufgrund	
der	Rechtslage	in	aller	Regel	gegeben.
	 Für	Haushalte	stehen	zunächst	lebensweltliche	Motive	
im	Vordergrund.	Wohnwünsche	und	Wohnvorstellungen	
prägen	das	Such-	und	Entscheidungsverhalten.	Bedeutende	
Wanderungsmotive	sind	insbesondere	„Haushaltsverän-

derungen“	und	„persönliche	Gründe“.	Bedeutsam	sind	
zudem	naturbezogene	Wohnumfeldfaktoren	wie	„weniger	
Lärm“,	„mehr	Grün“,	„bessere	Luft“,	„eigener	Garten“	
und	„kinderfreundliches	Wohnumfeld“.	Andere	Gruppen	
orientieren	sich	eher	an	städtischen	Umfeldfaktoren,	wie	
der	Nähe	zu	Arbeits-	und	Ausbildungsplätzen,	dem	städte-
baulichen	Ambiente	und	der	kulturellen	Angebotsvielfalt.	
Kosten	spielen	aber	als	limitierender	Faktor	eine	entschei-
dende	Rolle	und	bestimmen	den	Grad	der	Erfüllung	le-
bensweltlicher	Wünsche	maßgeblich	mit.	Hierbei	werden	
jedoch	private	Folgekosten	außerhalb	des	eigentlichen	
Bauvorhabens,	wie	etwa	später	entstehende	Mobilitätskos-
ten,	häufig	nicht	mitbedacht.
	 Indirekt	betroffene	Akteure	sind	nicht	in	die	Entschei-
dung	der	Baulandbereitstellung	eingebunden.	Sie	werden	in	
die	folgenden	Betrachtungen	daher	nicht	mit	einbezogen.		
	 Bei	nahezu	allen	aktiv	beteiligten	Akteursgruppen	
scheinen	demnach	ökonomische	Aspekte	eine	bedeutende	
Rolle	zu	spielen,	wenngleich	bei	einigen	Akteuren	le-
bensweltliche	Motive	zusätzlich	von	Bedeutung	sind.	Nur	
in	Ausnahmefällen	werden	lebensweltliche	Motive	zum	
dominanten	Entscheidungskriterium	(einen	zusammen-
fassenden	Überblick	hierzu	bietet	Abbildung	1).

Kostenbilanzierungsrahmen der akteursgruppen

Warum	werden	nun,	obwohl	für	nahezu	alle	beteilig-
ten	Akteure	finanzielle	Aspekte	eine	bedeutende	Rolle	
spielen,	immer	wieder	Baugebiete	ausgewiesen,	die	die	
Ausdehnung	und	Ausdünnung	der	Siedlungsstruktur	
weiter	vorantreiben	und	zu	insgesamt	kostenintensiveren	
Siedlungsstrukturen	führen?	Eine	Erklärung	ist	darin	
zu	suchen,	dass	sich	Standortentscheidungen	aus	einer	
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nahme	bedeutet	einen	Anstieg	des	Erschließungsauf-
wandes	netzgebundener	Infrastrukturen	um	mindestens	
einen	Prozentpunkt	(hierzu	u.a.	Siedentop	et	al.	2006).	
Auch	der	Aufwand	zur	flächenhaften	Versorgung	mit	
Leistungen	sozialer	Infrastruktureinrichtungen	steigt	mit	
abnehmender	Siedlungsdichte	an.	Diese	können	aufgrund	
fehlender	physischer	Verknüpfung	zwischen	Einrichtung	
und	Nutzer	zwar	flexibler	an	veränderte	Nachfragesitua-
tionen	angepasst	werden,	einzuhaltende	Mindestgrößen	
und	Erreichbarkeiten	engen	den	hierfür	zur	Verfügung	
stehenden	Spielraum	jedoch	zunehmend	ein	(hierzu	u.a.	
Gutsche	et	al.	2008).	

Welche Rollen spielen die an der bauland-
entwicklung beteiligten akteure?

Siedlungs-	und	Verkehrsflächen	werden	im	Rahmen	der	
Baulandentwicklung	neu	gewidmet.	An	diesem	Prozess	
sind	unterschiedliche	Akteure	mit	sehr	unterschiedlichen	
Rollen	beteiligt.	Gemeinden	oder	private	Flächeneigen-
tümer	treten	als	Flächenanbieter	auf.	Projektentwickler,	
Baufinanzierer	und	Wirtschaftsförderung	übernehmen	
mit	ihren	Planungs-	und	Beratungsdienstleistungen	eine	
Mittlerrolle	zwischen	Flächenangebot	und	Nachfrage.	
Auch	die	Versorger,	die	meist	nachsorgend	Erschließungs-
dienstleistungen	anbieten,	können	als	Mittler	betrachtet	
werden.	Die	Haushalte	und	Unternehmen	schließlich	sind	
die	quantitativ	bedeutendsten	Nachfrager	von	Bauland.	
	 Neben	diesen	aktiv	an	der	Baulandentwicklung	be-
teiligten	Gruppen	existiert	die	große	Gruppe	der	passiv	
betroffenen	Akteure.	Diese	sind	zwar	nicht	aktiv	in	Ent-
scheidungsprozesse	eingebunden,	von	den	Folgen	der	Pla-
nungsentscheidungen	sind	sie	dennoch	indirekt	betroffen,	
da	auch	für	sie	Folgekosten	entstehen.	Dies	gilt	etwa	für	
die	Träger	vieler	sozialer	und	technischer	Infrastrukturen,	
für	die	Träger	übergeordneter	liniengebundener	Infra-
strukturen	(Öffentlicher	Personennahverkehr,	Straßen-
netz)	sowie	für	die	Allgemeinheit	der	Infrastrukturnutzer,	
die	die	zusätzlichen	Kosten	der	schleichenden	Ausdün-
nung	der	Siedlungsstruktur	mitfinanzieren	müssen.3		
	 Wie	sich	die	verschiedenen	Akteursgruppen	beim	
Prozess	der	Baulandentwicklung	verhalten	und	welche	
Präferenzen	sie	verfolgen,	wird	wesentlich	von	ihrer	
Motivationsstruktur	bestimmt.	Dabei	kann	grundsätz-

lich	zwischen	finanziellen	Motiven	und	lebensweltlichen	
Motiven	unterschieden	werden.	Erstere	sind	primär	auf	
die	Optimierung	monetärer	Größen	ausgerichtet	(Kosten-
minimierung,	Gewinnmaximierung).	Letztere	umfassen	
umwelt-,	alltagsbezogene	und	arbeitsweltliche	Motive.	
Diese	entziehen	sich	in	der	Regel	einer	unmittelbaren	
Monetarisierung.	Beispiele	hierfür	sind	Wohnpräferenzen	
der	Haushalte	oder	emotionale	Bindungen	eines	Flächen-
eigentümers	an	ein	Grundstück.

bedeutung finanzieller motive verschiedener 
akteure bei baulandentscheidungen

Welche	Bedeutung	kommt	nun	finanziellen	Motiven	inner-
halb	der	Motivationsprofile	einzelner	Akteursgruppen	zu?	
Dieser	Frage	wurde	im	eingangs	genannten	Projekt	nach-
gegangen,	indem	vorliegende	Wanderungsuntersuchungen	
analysiert4	und	Expertengespräche	mit	Vertreterinnen	und	
Vertretern	der	verschiedenen	Akteursgruppen	geführt	
wurden.	Das	Ergebnis	waren	hypothetische	Motivations-
profile,	wie	sie	im	Folgenden	stark	zusammengefasst	
dargestellt	sind.
	 Das	Verhalten	der	Akteursgruppe	Kommune	wird	von	
finanziellen	und	lebensweltlichen	Motiven	gleichermaßen	
bestimmt.	Kosten	der	Baulandbereitstellung	sollen	den	
Kommunalhaushalt	möglichst	nicht	belasten.	Mit	Neubau-
gebieten	verknüpft	sich	die	Hoffnung	auf	eine	Verbesse-
rung	der	fiskalischen	Gesamtsituation	der	Gemeinde.	Auf	
kommunalpolitischen	Akteuren	und	Akteurinnen	lastet	
der	Druck,	neue	Wohngebiete	auszuweisen;	er	entsteht	
aus	entsprechenden	Wünschen	oder	sozialpolitischen	und	
kommunalstrategischen	Überlegungen.
	 Bei	Eigentümern	von	Brachflächen	und	Baulücken	
dominieren	finanzielle	Motive.	Die	Fläche	soll	zu	einem	
möglichst	hohen	Preis	verkauft	werden.	Dieser	ist	in	
vielen	Fällen	intern	durch	einen	entsprechenden	Buchwert	
vorgegeben.	Buchwertbereinigungen	sind	möglichst	zu	
verhindern.	Kosten	oder	Verkaufspreisminderungen	durch	
möglicherweise	vorhandene	Altlasten	sind	so	klein	wie	
möglich	zu	halten.	Abwarten	ist	immer	eine	Option,	da	die	
Opportunitätskosten	als	gering	angesehen	werden.
	 Bei	Eigentümern	von	Flächen	mit	Nachverdichtungs-
potenzial	dominieren	dagegen	lebensweltliche	Motive.	
Nachverdichtung	erfolgt	häufig	durch	Grundstücksteilung.	

Akteurs-
gruppe

Eigentümer von Brachflächen/Baulücken
Nachverdichtungsflächen
"Grüne Wiese"-Flächen

Haushalte als private Bauherrn
Mieter

Indirekt 
Betroffene

Flächen-
anbieter

Mittler

Kommunen

Projektentwickler
Baufinanzierer
Ver- und Entsorger

Flächen-
nachfrager

Träger von ÖPNV und übergeordn. Straßennetz; 
Allgemeinheit der Netznutzer 
ohne Einfluss auf den Prozess

Finanziell
Lebensweltlich
Beides

Vorrangige Motive bei Standortentscheidung:

(1) Akteursgruppen der Baulandentwicklung im Bereich 
Wohnen und deren Motivationsprofile
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mit	unterschiedlicher	Entfernung	zu	den	Arbeitsplatz-	und	
Einwohnerschwerpunkten	der	Region	zugeordnet.	
	 Was	die	Finanzierungskosten	für	den	Eigentumser-
werb	(Baukosten,	Grundstückserwerb)	sowie	die	jährlich	
zu	zahlende	Grundsteuer	betrifft,	so	verringern	sich	die	
Wohnkosten	der	Haushalte	mit	wachsender	Entfernung	
zum	Zentrum.	Dies	ist	im	Wesentlichen	auf	die	Boden-
preise	zurückzuführen,	die	in	den	weiter	von	den	Zentren	
entfernt	gelegenen	Lagen	günstiger	sind.	Was	die	Mobili-
tätsaufwendungen	anbelangt,	so	ist	zwar	allen	Haushal-
ten,	die	Standortentscheidungen	fällen,	bewusst,	dass	eine	
Wohnstandortwahl	in	den	dezentraleren	Lagen	„etwas	
mehr	Fahren“	bedeutet	und	damit	auch	mehr	kostet.	Wie	
relevant	dieser	Kostenblock	jedoch	tatsächlich	ist,	ist	
weitgehend	unbekannt.	Aus	der	oben	zitierten	Haushalts-
befragung	geht	hervor,	dass	Haushalte	in	zentrumsfernen	
Lagen	im	Schnitt	mehr	Fahrzeuge	halten	als	Haushalte	in	
den	zentraler	gelegenen	Standorten.	Auch	die	Entfernung,	
die	mit	diesen	Fahrzeugen	pro	Tag	und	Haushalt	zurück-
gelegt	wird	und	die	die	Ausgaben	für	Kraftstoff	bestimmt,	
liegt	in	den	zentrumsfernen	Lagen	um	ein	Vielfaches	
höher	als	in	Zentrumsnähe.	
	 Die	aus	der	Nutzung	des	öffentlichen	Verkehrs	entste-
henden	Kosten	sind	in	den	zentraleren	Lageklassen	zwar	
etwas	höher	als	in	den	dezentralen	Lagen,	dies	ändert	aber	
nichts	an	der	Tatsache,	dass	die	gesamten	Verkehrskosten	
in	den	dezentralen	Lagen	deutlich	höher	sind	als	in	den	
Zentren.	Summiert	man	nun	die	Wohn-	und	Verkehrskos-
ten	der	Haushalte	in	den	einzelnen	Lageklassen,	so	ergibt	
sich	das	in	Abbildung	4	dargestellte	Gesamtbild:	Die	
Verkehrskosten	steigen	mit	zunehmender	Entfernung	zum	
Zentrum	so	stark	an,	dass	sie	die	Vorteile	der	günstigeren	

Immobilienpreise	in	den	dezentralen	Lagen	ausgleichen.	
Bei	der	Abwägung	zwischen	unterschiedlichen	Wohn-
standorten	der	Haushalte	finden	jedoch	vielfach	nur	die	
Wohnkosten	Berücksichtigung.	

Perspektivenwechsel: Übergeordnete Kosten-
perspektive und Einzelakteurssicht

Obwohl	die	Entscheidungen	der	jeweils	anderen	Akteure	
außerhalb	des	Betrachtungsrahmens	eines	einzelnen	
Akteurs	liegen,	bilden	diese	„Fremdentscheidungen“	doch	
wesentliche	Rahmenbedingungen	des	individuellen	Ent-
scheidungskontextes.	Keiner	der	beteiligten	Akteure	ist	
in	der	Lage,	die	Summe	der	vielen	Einzelentscheidungen	
in	ihrer	Gesamtheit	zu	steuern.	Dadurch	entstehen	Ge-
samtkosteneffekte,	die	von	keinem	der	Akteure	in	seiner	
Einzelentscheidung	intendiert	waren.	Dies	soll	anhand	
der	folgenden	Beispiele	veranschaulicht	werden.10	Dabei	
wird	jeweils	eine	übergeordnete	(volkswirtschaftliche)	
Perspektive	–	gemeinwohlorientiert	–	beschrieben	und	
individuellen	Perspektiven	von	Einzelakteursgruppen	–	
eigennutzorientiert	–	gegenübergestellt

beispiel 1: Technische Infrastruktur

Übergeordnete	Kostenperspektive:	Zentral	gelegene	und	
dichter	bebaute	Siedlungsgebiete	verursachen	deutlich	ge-
ringere	Erschließungskosten	pro	Wohneinheit	als	peripher	
gelegene	Einfamilienhausgebiete	„auf	der	grünen	Wiese“.11

georg Schiller

Auf großem Fuße

Summe	von	Einzelentscheidungen	verschiedener	Akteure	
und	Akteurinnen	zusammensetzen.	Dabei	stehen	je	nach	
Akteur	sehr	unterschiedliche	Kosten	im	Blickfeld.	Indivi-
duelle	Kostenbilanzen	schließen	nur	jene	Kosten	ein,	die	
für	den	jeweiligen	Akteur	wirksam	werden.	Diese	werden	
zudem	unterschiedlich	bewertet.	Dies	soll	im	Folgenden	
an	drei	Beispielen5	verdeutlicht	werden:	
	 Bei	Kostenabwägungen	von	Gemeinden,	die	sie	im	
Rahmen	der	Baulandentwicklung	anstellen,	spielt	die	
Höhe	der	erstmaligen	Erschließungskosten	eine	entschei-
dende	Rolle.	Erfolgt	die	Erschließung	nach	Paragraph	127	ff	
des	deutschen	Baugesetzbuches,	beträgt	der	kommunale	
Anteil	lediglich	bis	maximal	10	Prozent	der	Herstellungs-
kosten	(im	Falle	eines	Erschließungskostenvertrages	kann	
der	kommunale	Anteil	an	den	Kosten	der	erstmaligen	
Herstellung	sogar	Null	betragen).	Die	restlichen	90	bis	100	
Prozent	der	Herstellungskosten	tragen	die	Anlieger.6

	 Die	Folgekosten	aus	Betrieb,	Unterhalt	und	Instand-
setzung,	die	zu	100	Prozent	den	kommunalen	Haushalt	
belasten,	finden	dagegen	kaum	Beachtung	bei	den	Kosten-
abwägungen,	obgleich	diese	bereits	nach	wenigen	Jahren	
den	Gemeindeanteil	der	Herstellungskosten	übersteigen	
können.	Abbildung	2	macht	dies	an	einem	realen	Zah-
lenbeispiel	deutlich.	Betrachtet	wird	der	Kostenbarwert7	
eines	Straßenabschnittes	unterschiedlicher	Betrach-
tungszeiträume.8	Wird	eine	Erschließungsstraße	gebaut,	
werden	neben	den	Erwerb	und	Freilegung	der	Erschlie-
ßungsflächen	Zahlungen	in	Höhe	der	Erstinvestitions-
aufwendungen	fällig,	wovon	die	Gemeinde	lediglich	10	
Prozent	zu	tragen	hat.	Nach	einiger	Zeit	aber	fallen	Kosten	
für	Betrieb,	Unterhalt,	Instandsetzung	und	Erneuerung	
der	Straße	an.	Bereits	bei	einem	Betrachtungszeitraum	

von	zehn	Jahren	hat	sich	der	Gemeindeanteil	an	den	Ge-
samtkosten	(diskontiert	auf	den	Herstellungszeitpunkt)	
aufgrund	inzwischen	anfallender	Zahlungen	für	Betrieb	
und	Unterhalt	verdreifacht.	Der	Gemeindeanteil	an	den	
diskontierten	Gesamtkosten	liegt	bei	diesem	Betrach-
tungszeitraum	bereits	bei	25	Prozent.	Er	steigt	weiter	an	
mit	wachsendem	Zeithorizont	aufgrund	zunehmender	
Ausgaben	für	Betrieb,	Unterhalt	und	Erneuerung.9	Bei	ei-
ner	langfristigen	Betrachtung	von	vierzig	Jahren	summiert	
sich	der	diskontierte	kommunale	Kostenanteil	auf	über	
40	Prozent	an	den	über	diesen	Zeitraum	anfallenden	dis-
kontierten	Gesamtkosten.
	 Die	Ver-	und	Entsorger	können	sich	alle	ihnen	im	Laufe	
des	Baus	und	des	Betriebs	entstehenden	Kosten	von	den	
Grundstückseigentümern	oder	von	der	Allgemeinheit	der	
Netznutzer	erstatten	lassen	(Abbildung	3).	Sie	sind	somit	
nur	indirekt	an	der	Finanzierung	der	von	ihnen	geschaf-
fenen,	betriebenen	und	instandgehaltenen	Infrastruktur-
netze	beteiligt.	Dies	führt	jedoch	dazu,	dass	bei	den	Ver-	
und	Entsorgern	kein	ausgeprägtes	Eigeninteresse	an	einer	
erschließungstechnisch	effizienten	Siedlungsentwicklung	
besteht.
	 Für	einen	Haushalt	ist	ein	Wohnstandort	in	einem	nicht	
zentralen	Ort	des	Umlandes	einer	Stadtregion	gegenüber	
innerstädtischen	Wohnlagen	in	aller	Regel	mit	einem	
deutlich	höheren	Fahraufwand	verbunden.	Dies	belegen	
empirische	Daten	im	Rahmen	von	Haushaltsbefragungen	
(Gutsche	2003b).	Im	Projekt	„Von	der	Außen-	zur	Innen-
entwicklung“	konnte	in	einer	Modellrechnung	für	den	
Großraum	Hamburg	gezeigt	werden,	wie	hoch	die	Zusatz-
kosten	dezentraler	Standorte	für	die	Haushalte	sind.	Die	
Haushalte	wurden	jeweils	einer	von	sieben	Lageklassen	
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(2) Kostenbarwert der Straßenerschließung: Gemeindeanteil 
und privater Anteil bei der erstmaligen Herstellung sowie nach 
zehn und nach vierzig Jahren
Dargestellt sind Herstellungs- und Folgekosten pro laufendem Meter 
Erschließungsstraße, ausgedrückt als Kostenbarwert zum Zeitpunkt der 
erstmaligen Herstellung 
Quelle: Modellrechnung im Rahmen von UBA 2009
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(3) Aufteilung der Kosten der Ver- und Entsorgungsnetze zwischen 
den Grundstücksbesitzern und der Allgemeinheit der Netznutzer
Schiefwinklige Markierungen deuten Gestaltungsspielräume bezie-
hungsweise übliche Spannweiten von Umlagemaßstäben an 
Quelle: Modellüberlegungen im Rahmen von UBA 2009
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kehrseffekte	mit	sich	bringt	und	kumulative	Wirkungen	
kaum	Niederschlag	in	den	Abwägungen	finden.

ausprägungen von Kostenintransparenz

Die	drei	vorangegangenen	Beispiele	verdeutlichen	die	
Folgen	von	individuellem,	auf	Eigennutzen	ausgerichtetem	
Verhalten	einzelner	Akteursgruppen.	Die	Kostenvorteile	
zentral	gelegener	oder	verdichteter	Standorte	gegenüber	
dezentralen	Lagen	mit	geringer	Dichte,	wie	sie	aus	einer	
übergeordneten	Perspektive	wahrnehmbar	sind,	werden	
tendenziell	abgeschwächt	oder	sogar	umgekehrt.	Diese	
Abschwächung	folgt	immer	wieder	ähnlichen	Mustern,	die	
insgesamt	dazu	führen,	dass	die	Transparenz	siedlungs-
struktureller	Kostenunterschiede	verloren	geht.	Folgende	
Muster	der	Kostenintransparenz	können	unterschieden	
werden:
	 Verzerrte	Kostenwahrnehmung:	Bestimmte	Kosten	
werden	vom	Entscheidenden	nicht	berücksichtigt,	ob-
gleich	er	oder	sie	diese	zu	tragen	hat	(wie	Mobilitätskos-
ten	der	Haushalte	oder	Erschließungsfolgekosten	der	
Kommunen).
	 Fehlender	Verursacherbezug:	Die	Preise,	die	für	die	
Nutzung	von	Infrastrukturen	erhoben	werden,	spiegeln	
die	bei	der	Leistungserstellung	entstehenden	Kosten	nicht	
wider.	Sie	sind	entweder	räumlich	nicht	entsprechend	
differenziert	(wie	bei	der	Ver-	und	Entsorgung)	oder	wer-
den	nicht	oder	nach	anderen	Maßstäben	erhoben	(wie	bei	
sozialen	Infrastrukturen).	
	 Verschiebung	der	Kosten	auf	andere	Kostenträger:	
Kosten,	die	andere	Kostenträger	zu	tragen	haben,	spielen	
in	der	eigenen	Entscheidung	eine	untergeordnete	Rolle	
(wie	Erschließungskosten	aus	Sicht	der	Ver-	und	Entsorger	
oder	der	private	Anteil	der	Straßenerschließungskosten	
aus	Sicht	der	Kommunen).	
	 Überlagerung	siedlungsstruktureller	Kosteneffekte	
durch	andere	Einflüsse:	Auf	regionaler	Ebene	deutlich	
ausgeprägte	siedlungsstrukturelle	Kostenvorteile	dich-
ter	und	zentral	gelegener	Standorte	finden	sich	in	den	
Kalkülen	wichtiger	Akteure	nicht	wieder,	weil	sie	durch	
andere	Kostenarten	überlagert	werden	(Bodenpreisgefälle	
überlagert	Erschließungskostenunterschiede	aus	Sicht	der	
Haushalte).
	 Indirekte	Kostenträger	sind	nicht	in	den	Entschei-
dungsprozess	einbezogen:	Ein	Großteil	der	Kosten	der	in-
frastrukturellen	Versorgung	werden	von	allen	Netznutzern	
(technische	Ver-	und	Entsorgung,	öffentlicher	Nahverkehr)	
oder	allen	Steuerzahlern	(Straßenanbindung,	soziale	In-
frastrukturen,	öffentlicher	Nahverkehr)	finanziert.	Selbst	
wenn	bestimmte	Infrastrukturträger	als	Träger	öffent-
licher	Belange	in	den	Planungsprozess	integriert	sind,	
verstehen	sie	sich	als	„nachsorgende	Planung“	ohne	eige-

nen	Gestaltungsanspruch	(Versorger),	oder	die	Wirkung	
des	jeweils	diskutierten	Einzelprojekts	ist	zu	gering,	um	
substanzielle	Argumente	in	die	Abwägung	einzubringen	
(Träger	des	öffentlichen	Nahverkehrs	und	des	übergeord-
neten	Straßennetzes).

ansätze zur abmilderung der Diskrepanz zwischen 
Eigennutz und gemeinwohl 

In	den	vorangegangenen	Abschnitten	wurde	versucht,	die	
Diskrepanz	zwischen	individueller	und	gemeinwohlorien-
tierter	Wirtschaftlichkeit	von	Standortentscheidungen	zu	
verdeutlichen.	Dabei	zeigt	sich,	dass	die	Ursachen	dafür	
zwar	sehr	vielschichtig	sind,	zugleich	aber	immer	wieder-
kehrenden	Mustern	folgen.	Für	eine	systematische	Suche	
nach	möglichen	Ansätzen,	die	die	bestehende	Diskrepanz	
abmildern	könnten,	bieten	die	Muster	der	Kostenintranspa-
renz	deshalb	eine	sehr	gute	Orientierungs-	und	Strukturie-
rungshilfe:	
	 Beim	Grundmuster	„Verzerrte	Kostenwahrnehmung“	
herrschen	Informationsdefizite	vor.	Hier	sollten	vor	allem	
Instrumente	der	Information	und	Beratung	eingesetzt	
werden	(wie	eine	Aufklärungskampagne	über	Wohn-	und	
Mobilitätskosten	und	über	die	Folgekosten	der	Baulandent-
wicklung).
	 Beim	Grundmuster	„Fehlender	Verursacherbezug“	sind	
Ansätze	zu	verfolgen,	die	die	Preisgestaltung	für	Infra-
strukturleistungen	möglichst	nahe	an	die	standortbezo-
genen	Kosten,	die	bei	der	Leistungserstellung	tatsächlich	
entstehen,	heranführen	(wie	eine	aufwandsgerechtere	Tarif-
gestaltung	unter	Berücksichtigung	von	Dichtekennziffern).
	 Das	Grundmuster	„Verschiebung	der	Kosten“	zwingt	
zu	einem	Überdenken	des	Verursacherprinzips.	Dabei	geht	
es	nicht	um	die	Infragestellung	dieses	Prinzips,	sondern	
um	die	Ausweitung	des	Verursacherprinzips	auf	bislang	
nur	mittelbar	Beteiligte	(so	sollte	etwa	nach	neuen	Mög-
lichkeiten	und	Anreizen	gesucht	werden,	in	den	Kommu-
nen	ein	stärkeres	Eigeninteresse	wach	werden	zu	lassen,	
Erschließungskosten	zu	begrenzen	–	und	zwar	sowohl	bei	
den	Erschließungsstandards	wie	auch	vor	allem	im	Zuge	der	
Auswahl	von	Standorten	und	bei	der	Schaffung	von	Bebau-
ungsdichten).	
	 Das	Grundmuster	„Überlagerung	siedlungsstrukturel-
ler	Kosteneffekte	durch	andere	Einflüsse“	legt	es	nahe,	sich	
um	eine	Entflechtung	der	Finanzierung	zu	bemühen	(Ver-
zicht	auf	Quersubventionierung)	und	der	Dominanz	des	
Faktors	„Bodenpreis“	entgegenzuwirken	(wie	etwa	durch	
eine	Grundsteuerreform).	
	 Der	Titel	des	Grundmusters	„Indirekte	Kostenträger	
nicht	beteiligt“	gibt	zugleich	die	Richtung	der	Instru-
mentenwahl	vor	(bessere	Beteiligung),	zeigt	aber	auch	die	
Problematik	(indirekte	Betroffenheit).	Hier	sollte	nach	
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Wirkung	der	Summe	der	Einzelakteurssichten:	Gemein-
den	in	peripheren	Lagen	entscheiden	nur	innerhalb	ihres	
eigenen	Hoheitsgebietes.	Sie	versuchen	im	Rahmen	ihrer	
lokalen	Flächenpolitik	neue	Einwohner	zu	gewinnen	und	
weisen	zusätzliche	Flächen	aus.	Eine	Abwägung	gegenüber	
zentraler	gelegenen	Standorten	findet	nicht	statt.	Ver-	
und	Entsorger	betreiben	überwiegend	eine	nachsorgende	
Planung	und	engagieren	sich	wenig	in	der	strategischen	
Ausrichtung	der	Siedlungsentwicklung.	Die	dadurch	
entstehenden	höheren	Kosten	werden	durch	Beiträge	und	
Gebühren	der	Nutzer	gedeckt.	Mehrkosten	gegenüber	
zentraleren	Standorten	sind	durch	die	Wohnstandorte	
suchenden	Haushalte	kaum	wahrnehmbar,	vor	allem	da	
der	fallende	Bodenpreis	die	Mehrkosten	der	technischen	
Erschließung	im	Umland	überdeckt.	Zudem	tragen	sie	die	
Folgekosten	ihrer	Entscheidung	nicht	alleine,	ein	Großteil	
wird	durch	die	Allgemeinheit	der	Tarifkunden	der	Ver-	
und	Entsorger	sowie	die	Steuerzahler	getragen.	Die	Allge-
meinheit	ist	aber	nicht	in	die	Standortentscheidung	und	
über	ihre	Stimmabgabe	bei	der	Kommunalwahl	nur	sehr	
indirekt	in	Entscheidungen	über	die	Baulandentwicklung	
eingebunden.	Zudem	ist	die	Allgemeinheit	wenig	in	der	
Lage,	den	Zusammenhang	zwischen	Einzelentscheidung	
und	langfristigen	Kosteneffekten	für	alle	einzuschätzen.	

beispiel 2: Soziale Infrastruktur

Übergeordnete	Kostenperspektive:	Leistungen	der	sozi-
alen	Infrastruktur	(wie	Kindertagesbetreuung	oder	Schul-
bildung)	verursachen	in	peripher	gelegenen	kleineren	
Gemeinden	höhere	Kosten	als	in	zentraler	gelegenen	
Gemeinden.12

Wirkung	der	Summe	der	Einzelakteurssichten:	Zwar	sind	
Einrichtungen	im	Bereich	geringer	Siedlungsdichten	in	der	

Regel	kleiner,	haben	entsprechend	höhere	Kosten	je	Nutzer	
und	können	bei	Nachfragerückgängen	wenig	flexibler	
angepasst	werden.	Diese	Kostennachteile	suburbaner	und	
ländlicher	Räume	spiegeln	sich	aber	nur	selten	in	den	
Nutzergebühren	(z.B.	Kita-Gebühren)	wider.	Im	Gegenteil	
sind	diese	im	Umland	oft	günstiger	als	in	der	Stadt.	Hin-
tergrund	ist	eine	Überlagerung	der	genannten	siedlungs-
strukturellen	Kostennachteile	durch	eine	dort	oftmals	vor-
herrschende	vergleichsweise	günstige	Haushaltslage	und	
eine	homogenere	Sozialstruktur	in	den	Einzugsbereichen.	
Die	ermöglicht	den	Kommunen	ein	höheres	Niveau	der	
Bezuschussung,	nicht	zuletzt	weil	durch	die	sozial	homo-
generen	Einzugsbereiche	Sozialstaffelungen	seltener	in	
Anspruch	genommen	werden.

beispiel 3: verkehrserzeugung

Übergeordnete	Kostenperspektive:	Peripher	gelegene	
Wohngebiete	erzeugen	deutlich	mehr	Autoverkehr	als	zen-
traler	gelegene	Wohnstandorte.13	

Wirkung	der	Summe	der	Einzelakteurssichten:	Die	Folge-
kosten	zusätzlicher,	standortbedingter	Fahrtwege	liegen	
zum	einen	bei	den	Haushalten,	zum	anderen	bei	den	Trä-
gern	der	Verkehrsinfrastrukturen.	Dabei	ist	zu	beobach-
ten,	dass	die	Haushalte	die	Folgekosten	ihrer	Standortent-
scheidungen	im	Bereich	der	Mobilitätskosten	sehr	häufig	
unterschätzen.	Die	Träger	der	Verkehrsinfrastrukturen	
(Straßen	oder	öffentlicher	Personennahverkehr)	spüren	
hingegen	die	kumulative	Kostenwirkung	vieler	einzelner	
Siedlungsprojekte	in	Form	höherer	Bereitstellungskosten.	
Im	Planungsprozess	können	sie	trotz	ihrer	Einbindung	als	
Träger	öffentlicher	Belange	ihre	Folgelasten	nicht	adäquat	
artikulieren,	weil	fast	jede	Baulandausweisung	für	sich	
genommen	nur	sehr	geringe	und	schwer	nachweisbare	Ver-

(4) Wohn- und Verkehrskosten eines Durchschnittshaushaltes 
in neu gebauten Wohnungen in unterschiedlichen Lagen 
Quelle: Modellrechnung im Rahmen von UBA 2009
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Ansätzen	gesucht	werden,	kumulative	Kostenwirkungen	
auf	einfache	Weise	zumindest	grob	zu	quantifizieren,	so-
wie	nach	Ansätzen,	kumulative	Wirkungen	effektiv	in	den	
formalisierten	Planungsprozessen	einzubringen,	aber	auch	
nach	Wegen,	Baugebieten	Folgekosten	im	Verkehrsbereich	
stärker	anzulasten	(wie	durch	eine	Abgabe	für	den	öffent-
lichen	Nahverkehr	und	eine	Verkehrserzeugungsabgabe).

Fazit

Der	Prozess	der	Baulandbereitstellung	ist	dadurch	ge-
kennzeichnet,	dass	subjektiv	vorgenommene	Wirtschaft-
lichkeitsabwägungen	der	Einzelakteure	zu	einer	Sied-
lungsentwicklung	führen,	die	zu	immer	höheren	Kosten	
für	die	Gesamtheit	der	Bewohnerinnen	und	Bewohner	
führen.	Wenn	sich	politische	Entscheidungsträgerinnen	
und	-träger	am	Gemeinwohl	orientieren	und	Umweltge-

sichtspunkte	berücksichtigen	wollen,	so	müssen	sie	ein	
unbedingtes	und	großes	Interesse	daran	haben,	jenen	
Mechanismen	entgegenzutreten,	die	zur	Mehrung	von	
Eigennutzen	auf	Kosten	von	Gemeinwohl	und	Umwelt	bei-
tragen.	Forderungen	nach	mehr	Kostentransparenz	sollten	
daher	aufgegriffen	und	unterstützt	werden.
	 Als	Grundlage	dafür	müsste	ein	breites	Verständnis	für	
Kostenintransparenz	entwickelt	werden,	um	den	vielfältig	
wirksam	werdenden	Mechanismen,	die	zu	der	Herausbil-
dung	individueller	Kostenbilanzierungsrahmen	führen,	
gerecht	werden	zu	können.	
	 Die	hier	dargestellten	„Muster	der	Kostenintranspa-
renz“	sind	ein	Baustein	für	dieses	Verständnis.	Entlang	
dieses	Schemas	lassen	sich	problemadäquate	Handlungs-
ansätze	auf	eine	sehr	umfassende	und	systematische	Weise	
entwickeln.	Damit	kann	die	Forderung,	mehr	Kostentrans-
parenz	herzustellen,	einen	deutlichen	Schritt	in	Richtung	
„Was	konkret	zu	tun	ist“	vorangebracht	werden.
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Wohnen in Suburbia  
muster, motive und städtische gegenstrategien 
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In wachsenden genauso wie in schrumpfenden 

Städten ist nach wie vor ein Trend zur Suburbani-

sierung zu beobachten. Um Handlungsstrategien zur 

Eindämmung einer dispersen Siedlungsentwicklung 

im Umland von Kernstädten zu entwickeln, ist es 

notwendig, sich mit den Mustern und Motiven von 

Stadt-Umland-Wanderern auseinander zu setzen. 

Solche Strategien sollen die Kernstädte als Wohn-

standorte stärken und zugleich zu einem Rückgang 

der hohen Verkehrsbelastungen in Großstadtre-

gionen beitragen. Doch unter welchen Rahmen-

bedingungen greifen Stadtentwicklungsstrategien 

zur Begrenzung der Stadt-Umland-Wanderung? Der 

Beitrag zeigt anhand von Forschungsergebnissen 

die Strukturen, Motive und das Verkehrsverhalten 

von Stadt-Umland-Wanderern auf und demons-

triert unter anderem, wie bedeutsam es ist, Städter 

und Städterinnen auf Wohnstandortsuche über die 

wahren (Folge-)Kosten eines Umzugs ins Umland 

aufzuklären.

Schlüsselwörter: Stadt-Umland-Wanderung, Mobili-

tätsverhalten, Befragung, Wohnstandortpräferenzen, 

Stadtentwicklungsstrategien

Über	Jahrzehnte	hat	die	häufig	als	„Stadtflucht“	titulierte	
Suburbanisierung	die	Siedlungsentwicklung	in	deutschen	
und	europäischen	Stadtregionen	wie	auch	die	Diskussion	
um	das	Städtische	geprägt.	Seit	einigen	Jahren	dominiert	
hingegen	sowohl	in	der	Fachwelt	wie	in	der	Tagespresse	
die	Diskussion	um	eine	„Renaissance	der	Stadt“	(Hesse	
2008).	Diese	lässt	sich	aber,	bis	auf	einige	Ausnahmen,	
weder	bereits	quantitativ	belegen,	noch	wird	sie	zukünf-
tig	ein	Selbstläufer	sein	(BBR	2008).	Jede	Stadtregion,	
ob	wachsend	oder	schrumpfend,	muss	sich	daher	nach	
wie	vor	mit	Stadt-Umland-Wanderungen	als	selektivem	
Abwanderungsprozess	auseinander	setzen.	Bestimmte	
Haushalte	oder	Haushaltstypen	wandern	weiterhin	von	der	
Stadt	in	das	Umland	ab	(Siebel	2007).	Das	Thema	Suburba-
nisierung	bleibt	daher	nach	wie	vor	aktuell.	Und	nach	wie	
vor	hat	eine	disperse	Siedlungsentwicklung	im	Umland	
höchst	problematische	Folgewirkungen,	wie	sich	etwa	
am	zunehmenden	Verkehrsaufkommen	und	an	erhöhten	
CO2-Emissionen	zeigt.	Aus	klimapolitischer	und	demo-
graphischer	Sicht	ist	es	daher	nötig,	Handlungsstrategien	
zur	Begrenzung	der	Stadt-Umland-Wanderung1	und	zur	
Stärkung	der	Kernstädte	als	Wohnstandort	zu	entwickeln	
und	in	die	Planung	zu	implementieren.	Da	auch	in	Wachs-
tumsregionen	noch	Entwicklungspotenzial	innerhalb	der	
Kernstädte	vorhanden	ist,	erscheinen	solche	Strategien	
auch	realisierbar.	
	 Sinnvoll	und	erfolgreich	können	aber	nur	solche	
Maßnahmen	sein,	die	an	den	Ursachen	des	Problems	
anknüpfen	und	sich	an	den	Mustern	und	Motiven	der	Stadt-
Umland-Wanderung	orientieren.	Von	ihnen	handelt	dieser	


